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Gegen den Einkaufstourismus  

Der Schweizer Botschafter und der deutsche Zoll setzen sich für die Einführung 

einer Bagatellgrenze ein 

Von Cornelia Krause 

Berlin/Zürich Diesseits und jenseits der Grenze formiert sich Widerstand gegen den 
Einkaufstourismus: Die deutsche Zoll- und Finanzgewerkschaft (BDZ) und der 
Schweizer Botschafter in Berlin, Tim Guldimann, engagieren sich bei 
Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble für eine Lösung des Problems, das den 
Schweizer Detailhandel jährlich bis zu 8 Milliarden Franken kostet. Erste inoffizielle 
Gespräche zwischen Schäuble, Guldimann und der Gewerkschaft hätten am Rande von 
Empfängen stattgefunden, sagt BDZ-Chef Klaus H. Leprich der SonntagsZeitung. Der 
favorisierte Lösungsansatz: Eine Bagatellgrenze für die Rückerstattung der 
Mehrwertsteuer. Damit könnten Schweizer Einkäufer die Mehrwertsteuer in Deutschland 
erst ab einem gewissen Betrag, beispielsweise 100 Euro zurückfordern. Weitere 
Gespräche seien zwischen Gewerkschaft, Schäuble und Guldimann vereinbart. «Wir 
wollen die Lage entspannen, ohne die Rückerstattung gänzlich abzuschaffen», sagt 
Leprich. 

Guldimann legt Wert darauf, von offiziellen Gesprächen nichts zu wissen, räumt aber ein, 
dass «man sich an anderen Ländern, etwa Österreich orientieren könne, die auch eine 
Bagatellgrenze bei der Mehrwertsteuerrückerstattung eingeführt haben.» In Österreich 
liegt sie bei 75 Euro. Das Thema wurde laut Guldimann auch bei einem jüngsten Besuch 
von Parlamentariern in Berlin angeschnitten. 

Uneinig ist man sich offenbar bei der Höhe der Grenze. Während Leprich 250 Euro für 
möglich hält, soll Guldimann eine niedrigere Grenze von etwa 100 Euro favorisieren. Der 
Botschafter will sich dazu nicht äussern. Aus Kreisen des deutschen Finanzministeriums 
heisst es, derzeit werde geprüft, ob die Zollverfahren «fortzuentwickeln» sind. Wichtige 
Aspekte seien hierbei der Ressourcenaufwand für die Zollverwaltung, das Betrugsrisiko 
sowie die Auswirkungen auf den grenznahen Handel. Auch ob eine Bagatellgrenze gegen 
europäisches Recht verstosse, ist Leprich zufolge eine Frage, der sich Schäuble 
annehmen wolle.  

Das Thema birgt grenzüberschreitend Sprengstoff. Aus Sicht des Schweizer 
Detailhandels ist die Lage prekär. In diesem Jahr dürfte der Einkaufstourismus ein 
Rekordhoch verzeichnen, wie der «Blick» berichtete. Die beiden grössten Hauptzollämter 
Singen und Lörrach verzeichneten von Januar bis September dieses Jahres 8,2 Millionen 
Ausfuhrscheine. Im Vergleich zum Vorjahreszeitraum nahmen die grünen Zettel in 
Lörrach um 23 Prozent, in Singen gar um 29 Prozent zu - sehr zur Frustration der 
deutschen Zöllner.  



Bundeswehrangestellte sollen an die Grenze beordert werden 

Eine Senkung des Zollfreibetrags oder die Einführung einer Bagatellgrenze wurde bereits 
vom Coop-Chef Joos Sutter in den Raum gestellt, und auch Parlamentarier aus dem 
grenznahen Gebiet sowie das Gewerbe lobbyieren für eine Lösung.  

In Deutschland dagegen dürfte der Handel im süddeutschen Raum wenig begeistert sei 
von der politischen Initiative. Grenzstädte wie Konstanz und Waldshut profitierten in den 
letzten Jahren stark, die deutschen Detailhändler expandierten: So hat etwa Obi in 
Waldshut-Tiengen ein riesiges neues Center auf die grüne Wiese gestellt, in Konstanz hat 
vor einem Jahr ein grosser neuer Edeka-Supermarkt eröffnet, der speziell auf die 
gehobenen Bedürfnisse Schweizer Kunden ausgerichtet ist. Und auch Schweizern, die 
gerne ihre Einkäufe im Ausland tätigen, dürfte eine Bagatellgrenze sauer aufstossen. 
«Das wäre nur Symptombekämpfung», kritisiert Sara Stalder, Geschäftsleiterin der 
Stiftung Konsumentenschutz. Sie will, dass die Politik am Preisgefüge ansetzt, anstatt die 
Hochpreisinsel Schweiz zu erhalten. 

Unabhängig von der politischen Initiative sucht der deutsche Zoll kurzfristig nach 
praktischen Lösungen. Um der Massen der Schweizer Einkäufer Herr zu werden, stellt er 
157 Zöllner nur für das Stempeln der Ausfuhrscheine ab. 70 von ihnen sollen durch 
Bundeswehrangestellte ersetzt werden, die infolge der Bundeswehrreform beim Heer 
nicht mehr benötigt werden. 
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